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Verbandssatzung des Abwasserver-
bandes „Mittlerer Rheingau“ 
 
Auf der Grundlage der Bestimmungen 
des Wasserverbandsgesetzes (WVG) 
vom 12.02.1991 (BGBl. I, S. 405 ff) in 
Verbindung mit den Bestimmungen des 
Hessischen Ausführungsgesetzes zum 
Wasserverbandsgesetzes (HWVG) vom 
16.11.1995 (GVBl. I, S. 503 ff), hat die 
Verbandsversammlung des Abwasser-
verbandes „Mittlerer Rheingau“ gemäß 
§9 in Verbindung mit § 40 der Satzung 
vom 09.12.1996 (in der Fassung der 1. 
Änderung vom 17.12.1998) in der Sit-
zung am 10.10.2000 nachfolgende 
Verbandssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
Name und Sitz 

 
(1) Der Verband führt den Namen Ab-

wasserverband „Mittlerer Rheingau“. 
 

(2) Er hat seinen Sitz in Rüdesheim am 
Rhein im Rheingau-Taunus-Kreis. 

 

(3) Er ist ein Wasser- und Bodenver-
band im Sinne des Wasserver-
bandsgesetzes vom 12.02.1991 
(BGBl. I, S. 405 ff). 

 

(4) Er ist eine Körperschaft des öffentli-
chen Rechts. 

 

(5) Der Verband dient dem öffentlichen 
Interesse und dem Nutzen seiner 
Mitglieder. Er verwaltet sich im Rah-
men der Gesetze selbst. Er kann 
nach Maßgabe landesrechtlicher 
Vorschriften Beamte im Sinne des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes ha-
ben (§§ 1 und 3 WVG). 

 
§ 2 

Aufgabe 
 
Der Verband hat die Aufgabe der Ab-
wasserbeseitigung (§ 2 WVG). 
 

 
 
 
 
 

§ 3 
Mitglieder 

 

Mitglieder des Verbandes sind die Städ-
te 

- Geisenheim 
- Oestrich-Winkel (ohne Stadtteil 
Hallgarten) 
- Rüdesheim am Rhein (ohne Stadt-
teile Assmannshausen, Aulhausen, 
Presberg)  
(§ 4 WVG) 

 
§ 4 

Unternehmen und Plan 
 

(1) Zur Durchführung seiner Aufgaben 
hat der Verband Abwasser abzulei-
ten, zu behandeln und zu verwerten. 

 

(2) Das Unternehmen ergibt sich aus 
dem Plan. Der Plan besteht aus ei-
nem Erläuterungsbericht, Karten und 
Zeichnungen sowie einem Kosten-
voranschlag. Jeweils eine Ausferti-
gung wird bei der Aufsichtsbehörde 
und beim Verband aufbewahrt. 
Das durchgeführte Unternehmen er-
gibt sich aus dem Verzeichnis der 
Anlagen und Gewässer neben Aus-
führungskarten, die wie der Plan 
aufbewahrt werden (§ 2 WVG). 
 

§ 5 
Benutzung der Grundstücke für das 

Unternehmen 
 
(1) Der Verband ist berechtigt, das Ver-

bandsunternehmen auf den zum 
Verband gehörenden Grundstücken 
durchzuführen. Er darf die Grundstü-
cke der Mitglieder betreten. 

 

(2) Der Verband darf Grundstücke, die 
öffentlichen Zwecken dienen, nur mit 
Zustimmung der zuständigen Ver-
waltungsbehörde benutzen, soweit 
sie nicht durch Rechtszuschrift zuge-
lassen ist. Die Zustimmung darf nur 
versagt werden, soweit eine Beein-
trächtigung der öffentlichen Zwecke 
nicht durch entsprechende Maß-
nahmen ausgeglichen werden kann 
(§§ 5, 6, 7, 33 ff WVG). 
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§ 6 
Organe des Verbandes 

 
Der Verband hat eine Verbandsver-
sammlung und einen Verbandsvorstand 
(§ 46 WVG). 
 

§ 7 
Aufgaben der Verbandsversammlung 
 
Die Verbandsversammlung hat folgende 
Aufgaben: 
 
(1) Wahl und Abberufung des Ver-

bandsvorstehers, sowie eines Stell-
vertreters, 

 

(2) Beschlussfassung über Änderungen 
der Satzung, des Unternehmens, 
des Planes oder der Aufgaben, so-
wie über die Grundsätze der Ge-
schäftspolitik 

 

(3) Beschlussfassung über die Umges-
taltung und die Auflösung des Ver-
bandes, 

 

(4) Bestellung eines Abschlussprüfers 
für den Jahresabschluss, 

 

(5) Festsetzung des Wirtschaftsplanes, 
sowie von Anträgen, 

 

(6) Einspruch gegen eine Zwangsfest-
setzung des Wirtschaftsplanes, 

 

(7) Entlastung des Verbandsvorstan-
des, 

 

(8) Festsetzung von allgemeinen 
Grundsätzen für Dienst- und Ange-
stelltenverhältnisse und von Vergü-
tungen für Vorstandsmitglieder, 

 

(9) Beschlussfassung über Rechtsge-
schäfte zwischen Vorstandsmitglie-
dern und dem Verband, 

 

(10) Beratung des Verbandsvorstandes 
in allen wichtigen Angelegenheiten, 

 

(11) Festsetzung des Verbandsbeitra-
ges, 

 

(12) Feststellung des Jahresabschlus-
ses. 
 

(§ 47 WVG) 
 

 
 
 

§ 8 
Zusammensetzung der Verbandsver-

sammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung besteht 

aus je zwei Vertretern der Ver-
bandsmitglieder. 

 

(2) Vorstandsmitglieder, deren Stellver-
treter, sowie Dienstkräfte des Ver-
bandes können nicht der Verbands-
versammlung angehören.  
(§ 46 ff WVG) 
 

§ 9 
Sitzungen der Verbandsversamm-
lung 

 
(1) Der Verbandsvorsteher beruft die 

Verbandsversammlung nach Bedarf, 
mindestens jedoch einmal im Jahr, 
ein. Die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung sind nicht öffentlich. 

 

(2) Der Verbandsvorsteher lädt mit min-
destens zweiwöchiger Frist zu den 
Sitzungen ein und teilt die Tagesord-
nung mit. In dringenden Fällen be-
darf es keiner Frist; in der Ladung ist 
darauf hinzuweisen. 

 

(3) Das Regierungspräsidium Darm-
stadt, Abt. Staatliches Umweltamt 
Wiesbaden, und die Aufsichtsbehör-
de sind auch einzuladen. 

 

(4) Der Verbandsvorsteher leitet die 
Sitzungen der Verbandsversamm-
lung. Er hat kein Stimmrecht. 

 

(§ 48 WVG) 
 

§ 10 
Beschlüsse der Verbandsversamm-

lung 
 
(1) Die Beschlüsse der Verbandsver-

sammlung bedürfen der Mehrheit der 
in der Sitzung vertretenen Stimmen 
(einfache Stimmenmehrheit), soweit 
nicht Gesetz oder Satzung eine grö-
ßere Mehrheit oder andere Erforder-
nisse vorschreiben. 
 

(2) Die Verbandsversammlung ist be-
schlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der Mitglieder anwesend und 
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alle rechtzeitig geladen sind. Ohne 
Rücksicht auf die Anzahl der Er-
schienen ist sie beschlussfähig, 
wenn bei der Ladung mitgeteilt wor-
den ist, dass ohne Rücksicht auf die 
Anzahl der Erschienen beschlossen 
werden wird. Ohne Rücksicht auf 
Form und Frist der Ladung ist sie 
beschlussfähig, wenn alle Mitglieder 
der Versammlung zustimmen. 

 

(3) Die Beschlüsse sind in einer Nieder-
schrift festzuhalten, die vom Ver-
bandsvorsteher, einem Mitglied der 
Verbandsversammlung und dem 
Schriftführer zu unterzeichnen ist. 
(§§ 48, 49 WVG) 
 

§ 11 
Berufung der Mitglieder der Ver-

bandsversammlung 
 
Die Mitglieder der Verbandsversamm-
lung werden von den Mitgliedsstädten 
benannt und abberufen. (§ 49 WVG) 
 

§ 12 
Zusammensetzung des Vorstandes 

 
(1) Der Vorstand besteht aus den Bür-

germeistern der Mitgliedsstädte. Sie 
werden im Verhinderungsfall von den 
allgemeinen Vertretern in ihrem Amt 
vertreten. 

 

(2) Aus dem Kreis des Verbandsvor-
standes werden der Verbandsvor-
steher und sein Stellvertreter von der 
Verbandsversammlung gewählt. (§ 
52 WVG) 
 

§ 13 
Wahl des Verbandsvorstehers 

 
Die Verbandsversammlung wählt auf 
Vorschlag des Verbandsvorstandes für 
jeweils zwei Jahre den Verbandsvorste-
her und seinen Stellvertreter mit der 
Mehrheit der Stimmen der anwesenden 
Mitglieder. Der Verbandsvorsteher und 
sein Stellvertreter bedürfen der Bestäti-
gung der Aufsichtsbehörde. ( §§52,53 
WVG) 
 
 

§ 14 
Amtszeit des Verbandsvorstandes 

 
Vorstandsmitglieder scheiden mit Been-
digung ihres Dienstverhältnisses bei der 
betreffenden Mitgliedsstadt aus. Der 
Nachfolger im Amt bei der Mitgliedsstadt 
tritt an seine Stelle. ( §53 WVG) 
 

§ 15 
Geschäfte des Verbandsvorstehers 

und des –vorstandes 
 
(1) Der Verbandsvorsteher führt den 

Vorsitz im Verbandsvorstand. Ihm 
obliegen alle Geschäfte des Verban-
des, zu denen nicht der Verbands-
vorstand oder die Verbandsver-
sammlung berufen sind. 

 

(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben die er-
forderliche Sorgfalt anzuwenden. Sie 
sind dem Verband dafür verantwort-
lich, dass die Bestimmungen der 
Satzung eingehalten und die Be-
schlüsse der Verbandsversammlung 
ausgeführt werden. Ein Vorstands-
mitglied, das seine Obliegenheiten 
vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
letzt, ist dem Verband zum Ersatz 
des daraus entstehenden Schadens 
verpflichtet. Der Schadensersatzan-
spruch verjährt in drei Jahren von 
dem Zeitpunkt an, in welchem der 
Verband von dem Schaden und der 
Person des Ersatzpflichtigen Kennt-
nis erlangt. 

 

(3) Der Verbandsvorsteher ist Dienst-
vorgesetzter aller Dienstkräfte des 
Verbandes. Der Verbandsvorstand 
ist bei der Einstellung, Entlassung, 
Beförderung oder bei der Festset-
zung der Vergütung oder des Lohnes 
an die allgemeinen Grundsätze der 
Verbandsversammlung gebunden.  
(§ 54 WVG) 
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§ 16 
Aufgaben des Verbandsvorstandes 

 
Dem Verbandsvorstand obliegen alle 
Geschäfte, zu denen nicht durch Gesetz 
oder Satzung der Verbandsvorsteher 
oder die Verbandsversammlung berufen 
sind. Er beschließt insbesondere über 
 

(1) die Aufstellung der Wirtschafts-
planes und seiner Nachträge, 

(2) die Aufnahme von Darlehen und 
Kassenkrediten, 

(3) den Vorschlag für die Bestellung 
eines Abschlussprüfers, 

(4) die Aufstellung und Vorlage des 
Jahresabschlusses, 

(5) die Einstellung und Entlassung 
der Dienstkräfte, 

(6) die Entscheidung im Rechtsmit-
telverfahren, 

(7) Verträge mit einem Wert von 
mehr als 10.000,00 DM. 

 

(§ 54 WVG) 
 

§ 17 
Sitzungen des Verbandsvorstandes 

 
(1) Der Verbandsvorsteher lädt nach 

Bedarf die Vorstandsmitglieder mit 
mindestens einwöchiger Frist zu den 
Sitzungen ein und teilt die Tagesord-
nung mit. In dringenden Fällen be-
darf es keiner Frist; in der Ladung ist 
darauf hinzuweisen. 

 

(2) Wer am Erscheinen verhindert ist, 
teilt dies unverzüglich seinem Stell-
vertreter mit; die Einladungsfrist ist 
auch in diesem Fall gewahrt. Der 
Verbandsvorsteher ist zu benach-
richtigen. 

 

(3) Das Regierungspräsidium, Abt. 
Staatliches Umweltamt Wiesbaden, 
und die Aufsichtsbehörde sind auch 
einzuladen. 

 

(4) Im Jahr ist mindestens eine Sitzung 
durchzuführen. (§ 56 WVG) 
 

 
 
 
 

§ 18 
Beschlussfassung im Verbandsvor-

stand 
 
(1) Der Verbandsvorstand bildet seinen 

Willen mit der Mehrheit der Stimmen 
der anwesenden Mitglieder. Jedes 
Mitglied hat eine Stimme. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden den Ausschlag. 

 

(2) Der Verbandsvorstand ist 
beschlussfähig, wenn mindestens 
die Hälfte seiner Mitglieder 
anwesend sind und alle rechtzeitig 
geladen werden. 

 

(3) Ohne Rücksicht auf die Anzahl der 
Erschienenen ist der Verbandsvor-
stand beschlussfähig, wenn er zum 
zweiten Male wegen desselben Ge-
genstandes rechtzeitig geladen und 
hierbei mitgeteilt worden ist, dass 
ohne Rücksicht auf die Anzahl der 
Erschienenen beschlossen werden 
wird. Ohne Rücksicht auf Form und 
Frist ist er beschlussfähig, wenn alle 
Vorstandsmitglieder zustimmen. 

 

(4) Auf schriftlichem Wege erzielte Be-
schlüsse sind gültig, wenn sie ein-
stimmig von allen Vorstandsmitglie-
dern gefasst sind. 

 

(5) Die Beschlüsse sind in der Nieder-
schrift festzuhalten. Jede Nieder-
schrift ist vom Verbandsvorsteher 
und Schriftführer zu unterzeichnen. 
Jedes Vorstandsmitglied erhält eine 
Kopie der Niederschrift. 

 
§ 19 

Geschäftsführer, Verbandskasse 
 
(1) Der Verband kann einen oder meh-

rere Geschäftsführer und weitere 
Personen zu seiner Unterstützung 
einstellen. 

 
(2) Der Geschäftsführer ist zuständig für 

die Geschäfte der laufenden Verwal-
tung. (§ 57 WVG) 
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§ 20 
Gesetzliche Vertretung des  

Verbandes 
 
(1) Der Verbandsvorsteher vertritt den 

Verband gerichtlich und außerge-
richtlich. 

 

(2) Erklärungen, durch die der Verband 
verpflichtet werden soll, bedürfen der 
Schriftform; sie sind nach Maßgabe 
der für den jeweiligen Fall geltenden 
Regelungen von dem oder den Ver-
tretungsberechtigten zu unterzeich-
nen. Wird ein Geschäft oder für ei-
nen Kreis von Geschäften ein Be-
vollmächtigter bestellt, so bedarf die 
Vollmacht der Form des Satzes 1. Ist 
eine Erklärung gegenüber dem Vor-
stand abzugeben, genügt es, wenn 
sie einem Vorstandmitglied oder dem 
Geschäftsführer gegenüber abgege-
ben wird. (§55 WVG) 

 
§ 21 

Aufwandsentschädigungen, Sit-
zungsgeld, Reisekosten 

 
(1) Die Mitglieder des Verbandsvor-

standes und der Verbandsversamm-
lung sind ehrenamtlich tätig. 

 

(2) Der Verbandsvorsteher erhält eine 
Aufwandsentschädigung. 

 

(3) Die Mitglieder des Verbandsvor-
standes und der Verbandsversamm-
lung erhalten bei Wahrnehmung ih-
res Amtes ein pauschales Sitzungs-
geld einschließlich Reisekosten. 

 

(4) Die Höhe der Aufwandsentschädi-
gung und der Pauschale werden von 
der Verbandsversammlung festge-
legt. 

 

(5) Für ehrenamtlich für den Verband 
Tätige (Geschäftsführer, technischer 
Berater und sonstige Mitarbeiter) 
wird die Entschädigung vom Vor-
stand festgesetzt. (§52 WVG) 
 

 
 
 
 

§ 22 
Buchführung und Kostenrechnung 

 

(1) Der Verband führt seine Rechnung 
nach den Grundsätzen der ord-
nungsgemäßen kaufmännischen 
doppelten Buchführung. 

 

(2) Die Buchführung muss die zwangs-
läufige Fortschreibung des Vermö-
gens und der Schulden ermöglichen 
und zusammen mit der Be-
standsaufnahme die Aufstellung von 
Jahresabschlüssen gestatten. Eine 
Anlagenbuchhaltung muss vorhan-
den sein. 

 
§ 23 

Wirtschaftsplan 
 

(1) Die Verbandsversammlung setzt 
alljährlich den Wirtschaftsplan des 
Verbandes, und nach Bedarf Anträ-
ge dazu, fest. Der Verbandsvorstand 
stellt den Wirtschaftsplan so recht-
zeitig auf, dass die Verbandsver-
sammlung spätestens zum 01.12. 
eines jeden Jahres über ihn be-
schließen kann. Der Verbandsvor-
steher teilt den Wirtschaftsplan und 
die Nachträge der Aufsichtsbehörde 
und den Verbandsmitgliedern mit. 
Für die Wirtschaftsführung finden die 
Eigenbetriebe geltenden Vorschriften 
sinngemäß Anwendung. 

 

(2) Der Wirtschaftsplan besteht aus 
dem Erfolgsplan, dem Vermögens-
plan, der Stellenübersicht, dem In-
vestitionsplan und dem Finanzplan. 

 

(3) Der Erfolgsplan enthält alle voraus-
sehbaren Erträge und Aufwendun-
gen des Wirtschaftsjahres. Der Ver-
mögensplan enthält alle vorausseh-
baren Einnahmen und Ausgaben 
des Wirtschaftsjahres, die sich aus 
Anlagenänderung (Erneuerung, Er-
weiterung, Neubau, Veräußerung) 
und aus der Kreditwirtschaft erge-
ben, sowie die notwendigen Ver-
pflichtungsermächtigungen. 
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(4) Die Stellenübersicht enthält die im 
Wirtschaftsjahr erforderlichen Stel-
len, einschließlich der Stellen, die 
von Dritten für den Verband gestellt 
werden. 

 

(5) Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

(6) Der Erfolgsplan soll jährlich in Erträ-
gen und Aufwendungen ausgegli-
chen werden. 

 
§ 24 

Überschreitung des  
Wirtschaftsplanes 

 
(1) Der Verbandsvorstand bewirkt Aus-

gaben, die im Wirtschaftsplan nicht 
festgesetzt sind, wenn der Verband 
zu diesen Ausgaben verpflichtet ist 
und ein Aufschub erhebliche 
Nachteile bringen würde. Entspre-
chendes gilt für Anordnungen, durch 
die Verbindlichkeiten des Verbandes 
entstehen können, ohne dass aus-
reichende Mittel im Wirtschaftsplan 
vorgesehen sind. Durch den Ver-
bandsvorstand bewirkte unauf-
schiebbare Ausgaben sind durch die 
Verbandsversammlung nachträglich 
zu genehmigen. Für sonstige Aus-
gaben, die eine Überschreitung des 
Wirtschaftsplanes erforderlich ma-
chen, ist vorab die Genehmigung der 
Verbandsversammlung einzuholen. 

 

(2) Der Wirtschaftsplan ist unverzüglich 
zu ändern, wenn 
a) das Jahresergebnis sich gegen-

über dem Erfolgsplan voraus-
sichtlich erheblich verschlechtern 
wird, oder 

b) zum Ausgleich des Vermögens-
planes voraussichtlich erheblich 
höhere Kredite erforderlich wer-
den, oder 

c) im Vermögensplan weitere Ver-
pflichtungsermächtigungen vor-
gesehen werden sollen, oder 

d) eine Vermehrung oder Hebung 
der in der Stellenübersicht ausge-
führten Stellen erforderlich wird, 
es sei denn, dass es sich um eine 
vorübergehende Einstellung von 
Aushilfskräften handelt. 

§ 25 
Jahresabschluss 

 
(1) Die Geschäftsführung hat den Jah-

resabschluss, den Anlagennachweis, 
die Erfolgsübersicht und den Jahres-
bericht bis zum Ablauf von vier Mo-
naten nach Schluss des Wirtschafts-
jahres aufzustellen, zu unterschrei-
ben und dem Verbandsvorstand, 
sowie der Verbandsversammlung 
vorzulegen. 

 

(2) Für die Erstellung und Prüfung des 
Jahresabschlusses gelten im übrigen 
die Vorschriften des Eigenbetriebs-
gesetzes und die handelsrechtlichen 
Vorschriften. Der Jahresabschluss 
obliegt der Prüfung durch den von 
der Verbandsversammlung bestimm-
ten Wirtschaftsprüfer. Der geprüfte 
Jahresabschluss wird von der Ver-
bandsversammlung festgestellt. 

 

(3) Der festgestellte Jahresabschluss ist 
mit dem Bestätigungsvermerk des 
Abschlussprüfers in der üblichen 
Form öffentlich bekannt zu machen. 

 
§ 26 

Beiträge 
 

(1) Die Mitglieder haben dem Verband 
die Beiträge zu leisten, die zur Erfül-
lung seiner Aufgaben und Verbind-
lichkeiten sowie zu einer ordentli-
chen Haushaltsführung erforderlich 
sind. 

 

(2) Die Beiträge sind öffentliche Lasten 
(Abgaben). 

 

(3) Die Beiträge bestehen in Geldleis-
tungen (Geldbeiträge) und in Sach-
leistungen (Sachbeiträge). 

 

(4) Die Hebung von Mindestbeiträgen 
ist zulässig. 

(§§ 28, 29 WVG) 
 
 
 
 
 
 
 



                                                                        - 7 -                                                             71 

35. Ergänzungslieferung                                                                                                .../8 
 

§ 27 
Beitragsverhältnis 

 
(1) Die Beitragsleistungen verteilen sich 

auf die Mitglieder im Verhältnis der 
Vorteile, die sie von den Aufgaben 
des Verbandes haben und den Las-
ten, die der Verband auf sich nimmt, 
um schädigenden Einwirkungen zu 
begegnen und um ihnen Leistungen 
abzunehmen. Vorteile sind auch die 
Erleichterung einer Pflicht des Mit-
gliedes und die Möglichkeit, die 
Maßnahmen des Verbandes zweck-
mäßig und wirtschaftlich auszunut-
zen (Vorteilsprinzip). 

 

(2) Gemäß den Grundsätzen des Ab-
satzes 1 gilt im einzelnen folgendes: 

 

a) Beitragspflichtig ist die Einleitung 
von Abwasser in die Gruppen-
sammler 

 

b) Die Beiträge richten sich nach der 
zugeführten Abwassermenge. 
 

c) Die Mitglieder dürfen ihr Abwas-
ser nur in einer Qualität den Ver-
bandsanlagen übergeben, welche 
diese nicht schädigt, hemmt oder 
unwirksam macht. Die Mitglieder 
haben deshalb, soweit nötig, das 
Abwasser auf eigene Kosten und 
unter Aufsicht des Verbandes 
vorzureinigen. Unterlässt ein Mit-
glied diese Vorreinigung, so ist 
der Verband berechtigt, sie auf 
Kosten des Mitgliedes durchzu-
führen. 
(§§ 28 ff WVG) 

 
§ 28 

Ermittlung des Beitragsverhältnisses 
 
(1) Die Verbandsmitglieder sind ver-

pflichtet, dem Verband alle für die 
Veranlagung erforderlichen Angaben 
wahrheitsgemäß und rechtzeitig zu 
machen und den Verband bei örtlich 
notwendigen Feststellungen zu un-
terstützen. Insbesondere sind Ver-
änderungen in den Veranlagungs-
grundlagen dem Verband unverzüg-
lich und unaufgefordert mitzuteilen. 
Der Verband ist verpflichtet, erst vom 

Zeitpunkt der Kenntnisnahme an die 
entsprechenden Änderungen bei der 
Beitragsveranlagung vorzunehmen. 

 

(2) Unbeschadet dessen wird der Bei-
trag eines Mitgliedes nach pflichtge-
mäßem Ermessen durch den Ver-
bandsvorstand geschätzt, wenn 

 

a) das Mitglied die Bestimmung des 
Abs.1 verletzt hat, 

 

b) es dem Verband ohne eigenes 
Verschulden nicht möglich ist, 
den Beitrag des Mitgliedes zu 
ermitteln. Sie wird ermittelt nach 
den in den Mitgliedsstätten abge-
rechneten Abwassermengen. 
(§ 30 WVG) 
 

§ 29 
Veranlagung der Verbandsbeiträge 

 
(1) Der Verband erhebt die Verbands-

beiträge auf der Grundlage des für 
ihn geltenden Beitragsmaßstabes, 
festgesetzt im jeweiligen Wirt-
schaftsplan durch Beitragsbescheid. 

 

(2) Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig 
leistet, hat einen Säumniszuschlag 
zu zahlen, dessen Höhe vom Ver-
bandsvorstand festzusetzen ist. Für 
die Verjährung sind die Vorschriften 
der Abgabenordnung entsprechend 
anzuwenden. 

 

(3) Jedem Verbandsmitglied ist auf Ver-
langen Einsicht in die ihn betreffen-
den Unterlagen zu gewähren. 
(§ 31 WVG) 

 
§ 30 

Vorausleistungen auf  
Verbandsbeiträge 

 
Soweit es für die Durchführung des Un-
ternehmens und die Verwaltung des 
Verbandes erforderlich ist, erhebt der 
Verband von den Verbandsmitgliedern 
Vorausleistungen auf die Verbandsbei-
träge. 
(§ 32 WVG) 
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§ 31 
Anordnungsbefugnis 

 

Anordnungsbefugte sind der Verbands-
vorsteher und im Verhinderungsfalle 
sein Stellvertreter; der Geschäftsführer 
bis zu einem Einzelbetrag von 50.000,-- 
DM im Rahmen des Wirtschaftsplanes. 
(§ 68 WVG) 
 

§ 32 
Öffentliche Bekanntmachungen 

 

(1) Die Bekanntmachungen des Ver-
bandes erfolgen im „Rheingau-
Echo“. 

 

(2) Für die Bekanntmachung längerer 
Urkunden genügt die Bekanntma-
chung des Ortes, an dem Einblick in 
die Unterlagen genommen werden 
kann. (§ 67 WVG) 

 
§ 33 

Aufsicht 
 

(1) Der Verband steht unter der Aufsicht 
des Landrates des Rheingau-
Taunus-Kreises in Bad Schwalbach. 

 

(2) Die Aufsichtsbehörde hat sicherzu-
stellen, dass der Verband im Ein-
klang mit dem Gesetz und der Sat-
zung verwaltet wird. 

 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann sich 
auch durch Beauftragte über die An-
gelegenheiten des Verbandes unter-
richten. Sie kann mündliche und 
schriftliche Berichte verlangen, Akten 
und andere Unterlagen anfordern, 
sowie an Ort und Stelle Prüfungen 
und Besichtigungen vornehmen. 

 

(4) Die Aufsichtsbehörde ist unter An-
gabe der Tagesordnung zu den Sit-
zungen der Verbandsorgane einzu-
laden. Ihrem Vertreter ist auf Verlan-
gen das Wort zu erteilen. 

 

(5) Diese Satzung und alle künftigen 
Änderungen bedürfen der Genehmi-
gung durch die Aufsichtsbehörde. 
Diese Satzung und die genehmigten 
Satzungsänderungen sind von der 
Aufsichtsbehörde öffentlich bekannt 
zu machen. 
(§ 72 WVG) 

§ 34 
Von der Aufsichtsbehörde zu geneh-

migende Geschäfte 
 
(1) Der Verband bedarf der Genehmi-

gung der Aufsichtsbehörde: 
 

(2) zur unentgeltlichen Veräußerung 
von Vermögensgegenständen, 

 

(3) zur Veräußerung von Grundstü-
cken und grundstücksgleichen 
Rechten, 

 

(4) zur Veräußerung und zur we-
sentlichen Änderung von Sachen, 
die einen besonderen wissen-
schaftlichen, geschichtlichen oder 
künstlerischen Wert haben, 

 

(5) zur Aufnahme von Darlehen (An-
leihen, Schuldscheindarlehen, 
andere Kredite) ab einer Summe 
von über 1.000.000,00 DM, 

 

(6) zum Eintritt in Gesellschaften 
und andere Vereinigungen bür-
gerlichen Rechts, 

 

(7) zu Verträgen mit einem Mitglied 
des Vorstandes, 

 

(8) zur Gewährung von Darlehen 
und anderem Kredit an Mitglieder 
des Vorstandes und an Dienst-
kräfte des Verbandes, 

 

(9) zur Bestellung von Sicherheiten, 
 

(10) zur Übernahme von Bürgschaf-
ten und Verpflichtungen aus Ge-
währverträgen, 

 

(11) zur Änderung der Satzung. 
 

(12) Die Genehmigung ist auch zu 
Rechtsgeschäften erforderlich, die 
einem der in Abs. 1 angegebenen 
Geschäfte wirtschaftlich gleichkom-
men. 

(§ 75 WVG) 
 

§ 35 
Fachbehörden 

 

Neben der Aufsichtsbehörde steht zur 
Beratung das Regierungspräsidium 
Darmstadt, Abt. Staatliches Umweltamt 
Wiesbaden, zur Verfügung. 
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§ 36 
Verschwiegenheitspflicht 

 

Vorstandsmitglieder, Mitglieder der Ver-
bandsversammlung, Geschäftsführer 
sowie die übrigen Bediensteten sind 
verpflichtet, über alle ihnen bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben bekannt 
werdenden Tatsachen und Rechtsver-
hältnisse Verschwiegenheit zu bewah-
ren. Im übrigen bleiben die hessischen 
Vorschriften über die Verschwiegen-
heitspflicht unberührt. (§ 27 WVG) 
 

§ 37 
Änderung der Satzung 

 

Durch den Beschluss (Mehrheit der an-
wesenden Stimmen) der Verbandsver-
sammlung kann die Satzung ergänzt 
oder geändert werden. Der Beschluss 
über eine Änderung der Aufgabe des 
Verbandes bedarf einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der anwesenden Stimmen. 
 

§ 38 
Ordnungsgewalt 

 

Die Mitglieder des Verbandes haben die 
auf dem Wasserverbandsgesetz oder 
dieser Satzung beruhenden Anordnun-
gen des Vorstandes, insbesondere die 
Anordnungen zum Schutze des Ver-
bandsunternehmens, zu befolgen. 
 

§ 39 
Ordnungsstrafen 

 

(1) Der Vorstand kann gegen die Mit-
glieder Ordnungsstrafen bis zu 
1.000,00 DM verhängen, wenn ge-
gen die auf dem Wasserverbands-
gesetz oder dieser Satzung beru-
henden Anordnungen des Vorstan-
des zum Schutze des Verbandsun-
ternehmens verstoßen wird. 

(2) Das Bußgeld fällt an den Verband. 
 

§ 40 
Zwang 

 

(1) Der Vorstand kann die Anordnung 
nach § 39 durch einen Dritten auf 
Kosten des Pflichtigen oder durch 
Verhängung eines Zwangsgeldes 
durchsetzen. 

 

(2) Der Vorstand droht das Zwangsgeld 
vorher schriftlich an, und zwar die 
Kosten in vorläufiger geschätzter, 
das Zwangsgeld in bestimmter, 
höchstens 1.000,00 DM beantragter 
Höhe und setzt für die Befolgung der 
Anordnung eine angemessene Frist. 
Bei Gefahr im Verzuge sind die 
Schriftform und die Frist nicht nötig. 

 

(3) Das Zwangsgeld fällt an den Ver-
band. 

§ 41 
Schlussbestimmungen 

 
Die aufgrund des Wasserverbandsge-
setzes vom 12.02.1991 erlassene Sat-
zung in der Fassung vom 09.12.1996 
tritt mit dem Inkrafttreten dieser auf der 
Grundlage des Wasserverbandsgeset-
zes vom 12.02.1991 (BGBl. I. S. 405) er-
lassenen Verbandssatzung außer Kraft. 
 
Rüdesheim am Rhein, den 10.10.2000 
 
gez. Udo Grün 
Verbandsvorsteher 
 
Vorstehende Neufassung der Satzung 
wird hiermit gemäß § 58 Abs. 2 des Ge-
setzes über Wasser- und Bodenverbän-
de (Wasserverbandsgesetz – WVG) vom 
12. Februar 1991 (BGBl. I. S. 405) i.V. 
mit § 34 Abs. 10 der Satzung genehmigt 
und öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Landrat 
des Rheingau-Taunus-Kreises 
als Behörde der Landesverwaltung 
Im Auftrag 
gez. 
Allendorf 
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